381 Ausgabe A. 


Nr. 60 Ausgegeben Danzig, den 21. September 1938 

— ̊ẽ— — — ————— — 

Tag Inhalt Seite 

22. 8. 1938 Verordnung zur Abänderung des Geſetzes zur Förderung des Wohmungsbaues vom 8. April 1936. 381 
13. 9. 1938 Verordnung über die Zulaſſung von Grundſtücken zur Beſtattun g nen 381 
15. 9. 1938 Verordnung betr. Aenderung des Ei nkommenſteuergeſet zes. 382 
17. 9. 1938 Verordnung über die Lohngeſtaltun gg e Kn e, 383 
20, 9. 1938 Druckfehlerberichtigung betr. Verordnung zur Neuordnung des Rechtes der Eheſchließung und der Ehe⸗ 

ſcheidung (Ehegeſetz:: -.... EE An e ae 383 
148 Verordnung 


zur Abänderung des Geſetzes zur Förderung des Wohnungsbaues vom 8. April 1936. 
Vom 22. Auguſt 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 68 und § 2 b und g des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 
5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 ia ai, Ze 
Im § 6 des Geſetzes zur Förderung des Wohnungsbaues vom 8. April 1936 (G. Bl. 
S. 165) tritt an die Stelle des 30. September 1938 der 31. Dezember 1939. 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 22. Auguſt 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. S. 67% Greifer Dr. Hoppenrath 


149 Verordnung 
über die Zulaſſung von Grundſtücken zur Beſtattung. 
Vom 13. September 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 9 und 11 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes ver⸗ 
längernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Die Beſtattung von Leichen darf nur auf Grundſtücken erfolgen, welche ſich im Eigentum des 
Staates, einer Gemeinde oder einer Religionsgeſellſchaft oder deren Gliederungen befinden und zur Be⸗ 
ſtattung zugelaſſen ſind. Dies gilt auch für die Beiſetzung von Aſchenreſten in Urnenhallen oder Urnen⸗ 
grabſtätten. Die Gültigkeit des Geſetzes betr. die Feuerbeſtattung im Gebiet der Freien Stadt Danzig 
vom 4. Juli 1922 (G. Bl. S. 173) wird im übrigen nicht berührt. 

In Sonderfällen kann der Senat Ausnahmen von der Vorſchrift des Abſatz 1 geſtatten, wenn 
die Benutzung eines Grundſtücks als Grabſtätte für eine ausreichende Zeit ſichergeſtellt iſt. 

Die Zulaſſung iſt zu verſagen, wenn Gründe des Gemeinwohls, insbeſondere ſolche der Stadt⸗ 
planung oder der Volksgeſundheit es erfordern. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 29. 9. 1938.) 
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i 8 2 
Für die beſtehenden Begräbnisitätten:($ 1 Abſ. 1) iſt die Zulaſſung bis zum 1. Dezember 1938 
nachzuholen. 
8 3 i 


Für die Erteilung der Zulaſſung ift in der Stadtgemeinde Danzig der Senat, in der Stadtge⸗ 
meinde Zoppot der Magiſtrat und in den anderen Gemeinden der Landrat zuſtändig. Die zuſtändige 
Ortspolizeibehörde iſt vor der Erteilung zu hören. > 

Gegen die Entſcheidung des Magiſtrats der Stadt Zoppot und der Landräte kann binnen einer 
Ausſchlußfriſt von 1 Monat nach Zuſtellung der Entſcheidung Beſchwerde beim Senat erhoben werden. 
Die Entſcheidung des Senats iſt endgültig. 

x § 4 e ' 

Begräbnisſtätten, welche die erforderliche Zulaſſung nicht erhalten haben oder für welche die Zu⸗ 
laſſung nicht binnen der vorgeſchriebenen Friſt nachgeholt iſt, ſind polizeilich für die Vornahme von 
Beſtattungen zu ſchließen. 

EI 9 5 


Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſer Verordnung werden mit Geldſtrafe bis zu 
10000 Gulden oder mit Gefängnis bis zu 1 Jahr beſtraft. 


i | BE 86 25 

Entgegenſtehende Beſtimmungen, insbeſondere die SS 764, 765 Teil II Titel 11 des Allgemeinen 
Landrechts werden aufgehoben. ; ? 
ES D EEA 8 7 

Der Senat iſt berechtigt, die zur Durchführung dieſer Verordnung notwendigen Ausführungs- und 
Durchführungsbeſtimmungen zu erlaſſen. 


88 
Die Durchführung dieſer Verordnung ſowie der zu ihrer Ausführung erlaſſenen Vorſchriften be⸗ 
gründet keine Anſprüche auf Entſchädigung. a 


Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 13. September 1938. e? 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
BES. Greifer Huth 


150 gi Verordnung 
betreffend Anderung des Einkommenſteuergeſetzes. 
Vom 15. September 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 53a und des § 2b und d des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. 6. 1933 (G. Bl. S. 273) und des ſeine Verlängerung ausſprechenden Ge⸗ 
ſetzes vom 5. 5. 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

Şi aer mE: PRS : Artikel ! - FER nz 
Das Einkommenſteuergeſetz vom 11. 12. 1934 (G. Bl. S. 781) in der bisherigen Faſſung wird wie 
folgt geändert: n i ` ; = HDA! 
1. In $ 2 des Einkommenſteuergeſetzes werden die Abſätze 5 und 6 geſtrichen. An ihre Stelle tritt 
als neuer Abſatz 5 folgende Vorſchrift: 8 
a rn „E) Bei Land- und Forſtwirten und bei Gewerbetreibenden, deren Firma im Handels⸗ 
regiſter eingetragen iſt und die Bücher nach den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuches ordnungs⸗ 
mäßig führen, gilt der Gewinn aus Land⸗ und Forſtwirtſchaft oder aus Gewerbebetrieb als 
in dem Kalenderjahr bezogen, in dem das Wirtſchaftsjahr endet. Als Wirtſchaftsjahr gilt: 
1. bei Qand- und Forſtwirten, gleichviel ob fie Bücher führen oder nicht, der Zeitraum 
vom 1. 7. bis zum 30. 6,; EIER SE 
2. bei Gewerbetreibenden der Zeitraum, für den fie regelmäßig Abſchlüſſe machen.“ 
2. In 8 3 des Einkommenſteuergeſetzes wird hinter Ziffer 3 folgende Ziffer Za eingefügt: : 
„3a, Entihädigungen wegen Entlajfung aus einem Dienſtverhältnis auf Grund des Arbeits 
ordnungsgeſetzes.“ —(» — 3 
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Artikel II 
Die Einkommenſteuerveranlagung der buchführenden Landwirte für das Kalenderjahr 1937 iſt nach 
den bisherigen Beſtimmungen durchzuführen. § 10 Abſ. 1 Ziffer 6 des Einkommenſteuergeſetzes findet 
dabei Anwendung mit der Maßgabe, daß nur die Verluſte vortragsfähig ſind, die für das vom 
1. 7. 1936 bis 30. 6. 1937 laufende Wirtſchaftsjahr ausgewieſen werden. 
Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 15. September 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
FFF Greiſer Dr. Hoppenrath 


151 Verordnung 
i über die Lohngeſtaltung. 
Vom 17. September 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 65, 72, 74, 89 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes ver⸗ 
längernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

8 1 

Der Landestreuhänder der Arbeit hat die Lohn- und Arbeitsbedingungen ſämtlicher Privatbetriebe 
zu überwachen und alle Maßnahmen zu treffen, die erforderlich ſind, um eine Stetigkeit in der Ent⸗ 
wicklung der Löhne und der ſonſtigen Arbeitsbedingungen zu ſichern. Er iſt insbeſondere ermächtigt, in 
beſtimmten Wirtſchaftszweigen — auch unter Abänderung von Betriebsordnungen und Arbeitsverträgen 
— Löhne mit bindender Wirkung nach oben und unten feſtzuſetzen. 

8 2 

Wer den auf Grund dieſer Verordnung getroffenen Maßnahmen des Landestreuhänders der Ar⸗ 
beit zuwiderhandelt oder ſie umgeht, wird mit Gefängnis und Geldſtrafe, letztere in unbegrenzter Höhe, 
oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des Landestreuhänders 
der Arbeit ein. 

83 
Der Landestreuhänder der Arbeit erläßt die zur Durchführung und Ergänzung dieſer Verordnung 
notwendigen Beſtimmungen. 
8 4 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 17. September 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W. 7. 70. Allgem. Greifer Huth Dr. Hoppenrath 


152 Druckfehlerberichtigung. 

In der Verordnung zur Neuordnung des Rechtes der Eheſchließung und der Eheſcheidung (Ehe⸗ 

geſetz) vom 25. Auguſt 1938 (G. Bl. S. 249) muß es heißen: 
Auf Seite 254 vor § 42 „IV“ Hatt „VI“, 
auf Seite 260 $ 79 Reihe 1 „Kinde“ ſtatt „Kinder“, 
auf Seite 262 § 92 Abſ. 2 „Die“ ſtatt „Vie“. 

In der Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Ehegeſetzes vom 31. Auguft 1938 (G. Bl. 
S. 361) muß es heißen: 

Im 8 9 beide Male „danziger“ ſtatt „deutſche“, 
im $ 20 „(G. Bl. S. 315)“ ſtatt „G. Bl. S. 323)“. ; 

In der Verordnung zur Durchführung der Verordnung über die Anderung und Ergänzung familien⸗ 
rechtlicher Vorſchriften und über die Rechtsſtellung der Staatenloſen vom 81. Auguft 1938 (G. Bl. 
S. 375) muß es heißen: í 

Auf Seite 376 in der 3. Zeile von oben „(G. Bl. S. 370)“ Hatt „(G. Bl. S. 372)“, 
auf Seite 376 im $ 13 „Urkundsbeamte“ ſtatt „Urkundebeamte“. 


ee ee EE 
Herausgeber: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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